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Geſetz Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


eg N IR نیپ‎ 


(Nr. 5367.) Geſetz, betreffend die Gewährung. der Zinsgarantie des Staates fir eine Prio⸗ 
ritaͤts⸗-Anleihe der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 
2,250,000 Thalern. Vom 22. Mai 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ٠. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


H. 1. 


Der Staat uͤbernimmt fuͤr die unterm 28. Januar 1861. von Uns 
Allerhoͤchſt genehmigte Prioritaͤts-Anleihe der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft 
die Zinsgarantie bis auf Hoͤhe von 2,250,000 Thalern unter nachſtehenden 
Bedingungen. 


H. 2. 


Die Obligationen der Prioritaͤts⸗Anleihe, ſoweit ſie an der Zinsgarantie 
Theil nehmen, duͤrfen nur zur Deckung eingegangener Verpflichtungen — mit 
Ausſchluß der während der Bauzeit von den Stamm⸗Aktionairen in Anſpruch 
genommenen Zinſen — zu nothwendigen Vollendungsarbeiten, zur Beſchaffung 
von Lokomotiven und Kohlenwagen, für Ergaͤnzungsbauten und für neue An⸗ 
lagen und vermehrte Betriebsmittel verwandt werden. 


H. A 


Inſoweit die vier und ein halbprozentigen Zinſen dieſer Prioritaͤts-Obli⸗ 
gationen aus dem Reinertrage des Unternehmens nicht aufkommen, werden die⸗ 


ſelben auf Staatsfonds uͤbernommen. 


Jahrgang 1861. (Nr. 5367.) 33 Soll⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 3. Juni 1861. 
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Sollte hierdurch der Staat in die Lage kommen, Zinszuſchuſſe zu machen, 
fo werden dieſelben aus den ſpaͤteren Betriebsuͤberſchuͤſſen erſetzt. 


H. 4. 


Dagegen wird der Reinertrag der Bahn, welcher nach Deckung der Zin⸗ 
ſen der beiden Prioritaͤts⸗Anleihen von ſechs reſp. zwei und einer viertel Mil⸗ 
lionen Thaler, ſowie nach Abzug der zur Amortiſation und zur Erſtattung der 
Zinszuſchuͤſſe (§. 3.) zu verwendenden Summen ſich ergiebt, dergeſtalt vertheilt, 
daß unter Beruͤckſichtigung der Beſtimmungen des §. 14. des Geſellſchafts⸗ 
Statuts zunaͤchſt bis zu zwei Prozent Dividenden alljaͤhrlich an die Inhaber 
des urſpruͤnglichen Stammaktien⸗Kapitals von neun Millionen Thalern gezahlt 
werden, der dann noch verbleibende Ueberſchuß aber zum Ankauf reſp. zur Aus⸗ 
luooſung der neu kreirten Prioritaͤts- Obligationen — unbeſchadet des der Ge⸗ 
ſellſchaft nach $. 3. des Privilegii vom 28. Januar 1861. zuſtehenden Kuͤndi⸗ 
gungsrechtes — ſo lange verwandt werden muß, bis die Anleihe der zwei und 
einer viertel Million Thaler vollſtaͤndig getilgt ift, 


H. 5. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten erſt dann in Kraft, wenn zuvor 
ابد‎ entſprechend das Statut der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft abgeaͤn⸗ 
ert ſein wird. 


$. 6. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und der 
i Finanzminiſter werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Mai 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmarin gen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Pückler. v. Bethmann⸗Hollweg. 
BR Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 
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(Fr. 5368.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie für das Anlagekapital 
einer Eiſenbahn von Angermuͤnde nach Stralſund mit Zweigbahnen von 
Paſewalk nach Stettin und von Zuͤſſow nach Wolgaſt. Vom 22. Mai 
1861. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


. E 

Die Staatsregierung wird ermaͤchtigt, der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft Behufs Uebernahme des Baues und Betriebes einer Eiſenbahn von 
Angermuͤnde uͤber Prenzlau, Paſewalk, Anklam und Greifswald nach Stral⸗ 
ſund mit Zweigbahnen von Paſewalk nach Stettin und von Zuͤſſow nach Wol⸗ 
gaſt die Garantie des Staates fuͤr einen jaͤhrlichen Reinertrag von vier und 
einem halben Prozent des in dieſem Unternehmen anzulegenden Kapitals bis 
auf Höhe von zwoͤlf Millionen Thalern nach naͤherer Maaßgabe des beigedruck⸗ 
ten Vertragsentwurfes zu bewilligen. | 


H. 2. 


Unter Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und Unſer 5 
Finanzminiſter ſind mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Mai 1861. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
v. Schlein ig. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann⸗Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr. 5868.) 33 Ent⸗ 


D. 


<O 


Entwurf zu einem Vertrage 
mit 


der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 


)wiſchen dem Koͤniglichen Eiſenbahnkommiſſariate zu Berlin einerſeits, und 


der in Stettin domizilirenden Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten 
durch deren Direktorium, andererſeits, iſt heute unter Vorbehalt der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung, der Genehmigung des Verwaltungsrathes und der 
Genehmigung einer Generalverſammlung der Aktionaire der Berlin⸗Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft, folgender Vertrag verabredet worden. 


$ 1. 


Die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, die Erbauung 
und den Betrieb folgender Zweigbahnen: von Station Angermuͤnde uͤber 
Prenzlau, Paſewalk, Anklam, Greifswald nach Stralſund, von Zuͤſſow nach 
Wolgaſt und von Paſewalk nach Stettin nebſt den Verbindungsgeleiſen von dem 
Stralſunder Bahnhofe am Triebſeerthor bis zum Hafen am Frankenthore, 
vom Wolgaſter Bahnhofe nach dem Hafen an der Peene und vom Greifs⸗ 
walder Bahnhofe nach dem Rycekfluſſe, als einen integrirenden Theil des 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahnunternehmens, unter den nachſtehenden naͤheren Be⸗ 
ſtimmungen zu uͤbernehmen. 


.تک 


Die Beſtimmung des Einmuͤndungspunktes der neuen Bahn in die Berlin: 
Stettiner Eiſenbahn bei Angermuͤnde, des Abzweigungspunktes der projektirten 
Bahnen von Zuͤſſow nach Wolgaſt und von Paſewalk nach Stettin, ſowie die 
Beſtimmung der Richtungslinie zwiſchen den demnaͤchſt definitiv feſtgeſtellten 
Endpunkten, bleibt dem Königlichen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten vorbehalten. Der Genehmigung deſſelben unterliegen auch 
die ſpeziellen Bauprojekte und die Anſchlaͤge, ſowie die Anſtellung des den 
Bau leitenden Technikers. 

Von Seiten der Koͤniglichen Staatsregierung werden der Berlin-Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft alle vorhandenen Vorarbeiten, Nivellements, Bauplaͤne 
und Anſchlaͤge zu den vorbezeichneten Zweigbahnen gegen Erſtattung der dafuͤr 
verausgabten Koſten aus dem Baufonds uͤberlaſſen. 


H. 3. 


Nach Ertheilung der landesherrlichen Konzeſſion muß mit der Fertig⸗ 
| ftellung 


ftellung der Baupläne und Anfchläge der mehrbezeichneten Zweigbahnen ohne 
Verzug vorgeſchritten werden. Nach Vollendung und Genehmigung derſelben 
durch das Koͤnigliche Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ 
beiten ſoll mit dem Bau ſofort begonnen und derſelbe ununterbrochen fort⸗ 


geſetzt werden (cfr. H. 7.). 


H. 4. 

Die Königliche Staatsregierung wird fortgeſetzt ihre Vermittelung zu 
dem Zwecke eintreten laſſen, daß der Geſellſchaft der zum Bau der Zweig⸗ 
bahnen und zur Anlegung der Bahnhoͤfe erforderliche Grund und Boden nach 
Maaßgabe der von dem Königlichen Miniſterium fir Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten genehmigten Baupläne von Seiten der betheiligten Korpo⸗ 
rationen unentgeltlich uͤberwieſen wird. 


H. 5. 


Die ruͤckſichtlich des Poſtdienſtes und der Anlage elektromagnetiſcher Tele⸗ 
graphen zwiſchen der Staatsregierung oder einzelnen Behoͤrden derſelben und 
der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertraͤge ſollen auch 
für die beſagten Zweigbahnen derſelben Guͤltigkeit haben, ſoweit nicht lokale 
Verhaͤltniſſe eine Abaͤnderung bedingen. 


H. 6. 


Das zum Bau und zur vollſtaͤndigen Ausruͤſtung der Zweigbahnen, 
ferner das zur Erweiterung der Anſchlußbahnhoͤfe der Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahn zu Angermuͤnde und Stettin, ſoweit ſolche lediglich durch die Einfuͤhrung 
und den Betrieb der neuen Zweigbahnen erforderlich werden ſollte, ſowie das 
zur Beſchaffung der erforderlichen Transportmittel noͤthige Kapital und der 
zu deſſen Verzinſung waͤhrend der Bauzeit erforderliche (in Gemaͤßheit des 
H. 8. Alineg 1.) zu berechnende Betrag, welcher den bisherigen Ermittelungen 
entſprechend auf zwoͤlf Millionen Thaler angenommen iſt, wird durch Aus⸗ 
gabe vom Staate mit vier ein halb Prozent garantirter vier ein halbprozen⸗ 
tiger Prioritaͤts-Obligationen der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft beſchafft. 

Dieſe Obligationen werden bei der Berechnung und Feſtſtellung des 
Baukapitals (H. 8.), ohne Ruͤckſicht auf etwanige Kursverluſte, mit dem vollen 
Nominalwerthe berechnet. Soweit durch die Einführung und den Betrieb der 
neuen Zweigbahnen ſich eine gaͤnzliche oder theilweiſe Verlegung der Anſchluß⸗ 
bahnhoͤfe zu Angermünde und Stettin als wuͤnſchenswerth erweiſen ſollte, wird 
die Betheiligung dieſer Zweigbahn an dem erforderlichen Koſtenaufwande einer 
naͤheren Regelung zwiſchen dem Staate und der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 


0 


Die Realiſation der Prioritaͤts-Obligationen bewirkt die Berlin⸗Stettiner 
(Nr. 5368) Eiſen⸗ 


geſellſchaft vorbehalten. 


d 

7 
LE 
P 


— 238 — 
Eiſenbahngeſellſchaft, jedoch iſt die Staatsregierung befugt, die Realiſation auch 
ihrerſeits bewerkſteligen zu laſſen. Die Zinſen der Prioritaͤts⸗Obligationen zahlt 
die Geſellſchaft halbjährlich am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres aus 
dem Reinertrage des neuen Unternehmens. 
Sollte die Realiſation der Prioritaͤts-Obligationen nicht zum Kurſe von 
mindeſtens 95 Prozent zu ermöglichen ſein, ſo iſt die Geſellſchaft nicht ver⸗ 
pflichtet, den Bau durch anderweitig zu beſchaffende Mittel fortzusetzen (cfr. H. 3.) 


§. 8. 


Sobald die Baurechnung fuͤr das neue Unternehmen abgeſchloſſen iſt, 
wird das Kapital, welches ſich 

a) fuͤr den Bau der Zweigbahnen nebſt allem Zubehoͤr nach Maaßgabe der 
Beſtimmungen in den HH. 1. und D. 

b) für die Beſtreitung derjenigen Generalkoſten, welche ſich nicht abgeſondert 
verrechnen und direkt aus dem Baufonds verausgaben laſſen, und die 
mit einem halben Prozent der Ausgabe zu a. der Berlin - Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft zu erſtatten ſind, 

c) für Einloͤſung der verfallenen Zinskupons der Prioritaͤts⸗ Obligationen, 
als nothwendig ergiebt, unter Zuziehung eines Kommiſſarius des Königlichen 
Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten definitiv berechnet 
und feſtgeſtellt. 

Sollte ſich für den Bau und die Ausrüftung der in Rede ſtehenden 
Zweigbahnen, einſchließlich der durch die Einfuͤhrung und den Betrieb der 
Zweigbahnen erforderlichen Erweiterung reſp. Verlegung (cfr. H. 6.) der Bahn⸗ 
hoͤfe zu Angermünde und Stettin, ſowie zur Vermehrung der Transportmittel, 
innerhalb der erſten drei Kalenderjahre nach Eröffnung des Betriebes ein Mehr⸗ 
bedarf an Kapital herausſtellen, ſo ſoll ein ſolcher in gleicher Art und unter 
gleichen Bedingungen wie das zunachſt angenommene Baukapital durch weitere 
Emiſſion garantirter Prioritaͤts-Obligationen beſchafft werden. Die Feſtſetzung 
des Mehrbedarfes erfolgt durch den Minifter für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten mit Vorbehalt der Zuſtimmung der Landesvertretung. 


VERA 


Der Reinertrag der Zweigbahnen wird dergeſtalt berechnet, daß von den 
geſammten Jahreseinnahmen derſelben 
a) die wirklich verausgabten Verwaltungs⸗, Unterhaltungs⸗ und Transport⸗ 
Softer (nach Maaßgabe der Beſtimmungen im H. 17. dieſes Vertrages), 
رط‎ der zum Reſervebaufonds fließende Betrag nach §. 21. der Statuten 
der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, 
c) der nach $. 24. der Statuten der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
zum Reſervefonds abzugebende Betrag, f 
abgezogen werden. 
H. 10, 


= 
$. 10. 


Fuͤr den Fall, daß der Reinertrag der Zweigbahnen nicht dazu ٤ 
ſollte, um das (H. 8.) feſtgeſetzte Baukapital mit vier und einem halben Pro⸗ 
zent zu verzinſen, iſt der Staat verpflichtet, den erforderlichen Zuſchuß bis auf 
Höhe von vier und einem halben Prozent zu gewähren. Der Staat garantirt 
demnach unbedingt einen Zinſengenuß von vier und einem halben Prozent des 
Baukapitals jährlich, und ſtellt die zu dieſer Zinszahlung erforderlichen Gelder 
zu den Faͤlligkeitsterminen dem Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft auf deſſen Antrag bei der Königlichen Regierungs-Hauptkaſſe zu 
Stettin zur Dispoſition. S 


§. 11. 


Der vier ein halb Prozent des Baukapitals uͤberſteigende Reinertrag der 
Zweigbahnen wird dergeſtalt vertheilt, daß 
a) das erſte halbe Prozent deſſelben zur Amortiſation der verausgabten 
Prioritaͤts⸗Obligationen verwendet wird, 
b) aus dem weiteren Ueberſchuſſe zunaͤchſt die vom Staate etwa geleiſteten 
Zinszuſchuͤſſe, und 
c) nach Deckung derſelben der Geſellſchaft die aus ihren beſonderen Fonds 
zur Amortiſation geleiſteten Beträge (ekr. H. 12.), desgleichen die etwa 
gewaͤhrten Zuſchuͤſſe zu den Betriebskoſten 
erſtattet werden, und f 
d) der dann noch verbleibende Ueberſchuß zu Ein halb der Berlin⸗Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft und zu Ein halb der Staatskaſſe zufließt. 


H. 12. 


Zur Amortiſation des Baukapitals der Zweigbahnen werden jährlich 
verwendet: 
a) ein halbes Prozent des Baukapitals, 
b) die erfparten Zinſen von den amortiſirten Prioritaͤts⸗Obligationen. 
Die Amortiſation ſoll jedoch erſt nach Ablauf der erſten drei Kalender⸗ 
jahre nach Eroͤffnung des Betriebes auf ſaͤmmtlichen Zweigbahnen beginnen. 
Bringen die Zweigbahnen einen jaͤhrlichen Reinertrag von mehr als vier 
und einem halben Prozent, ſo werden die Ueberſchuͤſſe auf Hoͤhe von einem 
halben Prozent des Baukapitals zur Amortiſation verwendet. Soweit die 
Ueberſchuͤſſe dazu nicht ausreichen, ſchießt die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft das an einem halben Prozent Fehlende aus den Einnahmen der Bahn⸗ 
ſtrecke Berlin⸗Stettin⸗Stargard zu. Dieſer Zuſchuß findet jedoch nur inſoweit 
ſtatt, als den Stammaktien eine Jahresdividende von ſechs Prozent nach Be⸗ 
richtigung der Staatsſteuer und nach Abzug des ſtatutenmaͤßigen Beitrages zum 
Reſervefonds (cfr. H. 24. des Statuts) verbleiben kann. Andernfalls ruht die 
Amortiſation. : 
(Nr, 5868, H. 13. 
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F. 13. 


Sollte fuͤnf Betriebs⸗Kalenderjahre hintereinander ein Zuſchuß, oder nach 
Verlauf der erſten drei Betriebs-Kalenderjahre in einem Jahre der geſammte 
Zuſchuß von vier und einem halben Prozent zu den Zinſen der Prioritaͤts⸗ 
Obligationen aus der Staatskaſſe geleiſtet werden muͤſſen, ſo iſt der Staat 
berechtigt, die Verwaltung und den Betrieb der Zweigbahnen zu uͤbernehmen. 

Dagegen ſoll die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft die Ruͤckgewaͤhr ) 
der Verwaltung und des Betriebes zu beanſpruchen berechtigt fein, wenn dri 
Jahre hintereinander ein Zinszuſchuß aus der Staatskaſſe nicht weiter erfor⸗ 
derlich geweſen iſt. Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Berlin⸗Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft auch waͤhrend der Staatsadminiſtration der Bahn den ١ 
3010006 bis zu einem halben Prozent des Baukapitals zur Amortiſation der 
Prioritaͤts⸗Obligationen (§. 12. dieſes Vertrages) fortzuzahlen hat, ſoweit nicht 
ein jaͤhrlicher Reinertrag von fünf Prozent des Baukapitals erreicht wird. 


H. 14. 


Die Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Konzeſſtons⸗ und Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunde vom 12. Oktober 1840, und 29. Januar 1847., ſowie die damit Aller⸗ 
hoͤchſt beſtaͤtigten Statuten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, nament⸗ 
lich alle hiernach und nach dem Geſetze vom 3. November 1838. dem Staate 
zuſtehenden Rechte und Befugniſſe, finden auf das Unternehmen des Baues 
und des Betriebes der Zweigbahnen Anwendung. 


Auch ſind die Beſtimmungen der Statuten fuͤr die Verwaltung des neuen 
Unternehmens maaßgebend. Insbeſondere werden auch die Bau- und Betriebs⸗ 
Rechnungen von dem Verwaltungsrathe der Berlin⸗Stettiner Eifenbahngefell- 
ſchaft gepruͤft und endguͤltig dechargirt. i 

۱ Dem Staate ſoll jedoch das Recht zuſtehen, dieſelben in calculo und 
nach den Belaͤgen pruͤfen zu laſſen. ۱ 


$. 15. 


So lange die Zweigbahnen nicht mehr als fünf Prozent des Baufapis ` 
tals abwerfen, fol die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft nicht angehal- 1 
ten werden koͤnnen, außer den erforderlichen Guͤterzuͤgen täglich mehr als zwei ۱ 
reine Perſonenzuͤge in jeder Richtung der neuen Zweigbahnen abzulaſſen. Die 
Zuͤge ſollen, ſoweit es irgend thunlich, an die Zuͤge der Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ N 
bahn in Angermünde angeſchloſſen werden und die Geſellſchaft nur gehalten ا‎ 
fein, beſondere Züge auf der Strecke Berlin⸗Angermuͤnde für den Verkehr der 
neuen Bahn fuͤr den Fall einzulegen, daß ſich eine Vereinigung mit den In⸗ ` 
tereffen der Poſtoerwaltung oder des Verkehrs der neuen Bahn nicht anders 
erreichen laͤßt. 1 


H. 16. و‎ 


3 
H. 16. 


Die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, für die Zweige. 
bahnen keine höheren als die Saͤtze des Tarifs der Königlichen Oſtbahn oot 
26. Mai 1860. einzufuͤhren und auf denſelben eine vierte Wagenklaſſe einzurich⸗ 
ten, ſoweit nach dem Ermeſſen des Königlichen Minifterii für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten ein Beduͤrfniß dazu vorhanden iſt. 


$ be 
Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß 5 
die Zweigbahnen an ſaͤmmtlichen Betriebsausgaben der Berlin⸗Stettiner Eiſenn 
bahn in folgender Weiſe partizipiren: ا و‎ 
a) an den Koſten für die ali Verwaltung nach Verhaͤltniß ٣ 
Bahnlaͤnge zur Strecke Berlin⸗Stettin⸗Stargard; سرن و جات‎ 


b) an den Koſten für die Bahnverwaltung nach Maaßgabe der wirklichen 
Ausgaben und des Etats für den Reſerve⸗-Baufonds; 

c) an den Koſten fuͤr die Transportverwaltung nach Verhaͤltniß der durch⸗ 
laufenen Lokomotiv-⸗ und Wagenachsmeilen zur Bahnſtrecke Berlin⸗Stet⸗ 
tin⸗Stargard und nach dem Etat für den Reſerve⸗Baufonds; کا‎ 

d) an den Beiträgen zum Reſervefonds nach Maaßgabe der 7 
des H. 24. der Statuten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 


D. 18, a 


Die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft uͤbernimmt die Beförderung 
von Privat⸗ und Staats⸗Depeſchen auf den neuen Zweigbahnen auf Grund des 
Reglements vom 10. Dezember 1858. Ferner finden die allgemein feſtgeſtellten 
Bedingungen in Betreff der Benutzung der Eiſenbahnen für militairiſche Zwecke 

(Geſetz⸗Sammlung für 1843. Seite 373.) auf die Zweigbahnen Anwendung. 


9. 19. 


ö Sollte zu irgend einer Zeit das و تی‎ der Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahnen auf Grund des Geſetzes vom 3. November 1838. und 30. Mai 1853., 
oder auf Grund beſonderer Vereinbarung auf den Staat uͤbergehen, ſo gehen 
die in Rede ſtehenden Zweigbahnen als Zubehör in das Eigenthum des Staates 
gleichzeitig mit uͤber. : 


(Nr. 5369) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges. Vom 24. Mai 1861. u 2a. 


| Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 36. . 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie, ebe, , 
was folgt: ١ آ۱‎ | 
Jahrgang 1861, (Nr. 5868-5369) 34 Erſter 


Erſter Abſchnitt. a 


In Beziehung auf die Anſpruche der Staatsbeamten wegen ihrer 
2 TG Fam 7ھ‎ DDienſteinkuͤnfte. 


Ueber vermoͤgensrechtliche Anſpruche der Staatsbeamten aus ihrem Dienſt⸗ 
verhaͤltniß, insbeſondere über Anſpruͤche auf Beſoldung, Penſion oder Warte⸗ 
geld, findet mit folgenden Maaßgaben der Rechtsweg ſtatt. 


§. 2. 


een eee Die Entſcheidung des Verwaltungschefs muß mit Ausnahme des Falles, 
ee, eee. Ker. wo ein Beamter durch eine von der Ober⸗Rechnungskammer getroffene Feſt⸗ 
„ ſetzung verkürzt zu fein glaubt, der Klage vorhergehen, und letztere ſodann bei 
ہے ہی ا‎ Sa e Berluft des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem dem Beamten die 
„„ Entſcheidung des Verwaltungschefs oder die Feſtſetzung der Ober-Rechnungs⸗ 
72 ا‎ 25 kammer bekannt gemacht worden, angebracht werden. 
e سض‎ . | §. 3. 
— Die Klage iſt gegen diejenige Provinzialbehoͤrde des betreffenden Ver⸗ 
waltungsreſſorts und in Ermangelung einer ſolchen, ſowie Seitens der Juſtiz⸗ 
5 i beamten im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, gegen diejenige 
Bezirksregierung zu richten, in deren Amtsbezirk der Beamte zu der Zeit, wo 
der ſtreitige Anſpruch entſtanden iſt, vermöge feines dienſtlichen Wohnſitzes ſei⸗ 
nen perſonlichen Gerichtsſtand gehabt hat. Der Stadtbezirk von Berlin wird 
in dieſer Beziehung zum Bezirk der Regierung zu Potsdam gerechnet. 
Fuͤr Prozeſſe von Beamten in den Hohenzollernſchen Landen iſt die Re⸗ 

gierung in Sigmaringen zur Vertretung des Fiskus befugt. 


H. 4. 


5 Das Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeitsbeſchwerde, bezie⸗ 
hungsweiſe der Kaſſationsrekurs, ſteht beiden Theilen auch dann zu, wenn dern 
Betrag der ſtreitigen Forderung die fuͤr jene Rechtsmittel ſonſt vorgeſchriebene | 
Summe nicht erreicht. 7 

SD, 


Die Entſcheidungen der Disziplinar⸗ und Verwaltungsbehoͤrden daruͤber, 
. ob und von welchem Zeitpunkt ab ein Beamter aus ſeinem Amte zu entfernen, 
& einſtweilen oder definitiv in den Ruheſtand zu verſetzen oder zu ſuspendiren ſei, 
in. uber die Verhaͤngung von Ordnungsſtrafen, ſowie daruͤber, ob und wie weit 
ien eine geforderte Vergütigung in Ermangelung eines vorher beſtimmten Betrages 
oder Maaßſtabes derſelben mit der betreffenden Leiſtung im Verhaͤltniß ſtehe, 
ſind fuͤr die Beurtheilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermoͤgens⸗ 
اون‎ rechtlichen Anſpruͤche maaßgebend. N 


H. 6. 5 ` 

Ingleichen find bei der richterlichen Beurtheilung naͤchſt den, dem Beam⸗ g 
١ A ZS ` ten H ۲ 

2 
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ten beſonders ertheilten Zuſicherungen und den een der allgemeinen 
Landesgeſetze, die zur Zeit der Entſtehung des ſtreitigen Anſpruchs in Kraft 
geweſenen Königlichen Anordnungen, ſowie die Seitens der Centralbehörden 
ergangenen, den Proovinzialbehoͤrden mitgetheilten und die mit Genehmigung 
der Centralbehörden von den Provinzialbehoͤrden erlaſſenen allgemeinen Ver⸗ 
fuͤgungen, ſoweit ſolche nicht den Geſetzen oder Königlichen Anordnungen zu⸗ 
widerlaufen, zum Grunde zu legen. 
H. 7. | 
Soweit uͤber vermoͤgensrechtliche Anfprüche der Staatsbeamten bereits +4 ==, a: 


miniſterium entſchieden worden iſt, koͤnnen dieſelben bei den Gerichten nicht- . 
weiter verfolgt werden. | eee, enen کٹ‎ 


g I: 8, 1 5 — „ 2 
Alle den H. 1. bis 7. entgegenſtehenden Beſtimmungen find aufgehoben Z RE 


ze fr یم‎ I e 
Zweiter Abſchnitt. 

In Beziehung auf oͤffentliche Abgaben im Allgemeinen. 
e Së? aue, , 
Wegen allgemeiner Anlagen und Abgaben ($$. 36, 41. der Verordnung e,, 
vom 26. Dezember 1808., Geſetz⸗Sammlung von 1817. Seite 283., ep, 78. gen. beta 
79. Theil II. Titel 14. Allgemeinen Landrechts) kann auf Grund der Behaup⸗ cige r.3. In Peg ود‎ 
tung, daß die einzelne Forderung bereits früher getilgt oder verjährt ſei, Die, ا کو نر زا نے‎ 
Klage auf Erfiattung des Gezahlten angeſtellt werden, jedoch bei Verluft des" اہ لے‎ 
Klagerechts nur binnen ſpaͤteſtens ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung“ < ee, 
oder geleiſteter Zahlung. , ur fe KH = ۶ S 
H. 10. ate fee f a 
Der Rechtsweg findet ferner ſtatt, wenn der Herangezogene behauptet, ee ee, 2 
daß die geforderte Abgabe keine öffentliche Abgabe ſei, ſondern auf einem auf- ee, i den, 
gehobenen privatrechtlichen Fundamente, insbeſondere einem früheren gutsherr⸗ „ 2... 
lichen, ſchutzherrlichen oder grundherrlichen Verhaͤltniſſe beruhe. > Kg Sa 
` , Ee 
Dritter Abſchnitt. , ہو شود‎ 
In Beziehung auf die Stempelſteuer. „FFF 
S . 11 „ RE E 
Wer zur Entrichtung eines Werthſtempels oder eines nicht nach dm 
Betrage des Gegenſtandes zu bemeſſenden Vertragsſtempels gar nicht oder nicht 

in dem geforderten Betrage verpflichtet zu ſein vermeint, iſt befugt, dies ge? 

richtlich geltend zu machen. 
$. 12. 


Die Klage iſt bei Verluſt des Klagerechts binnen ſechs Monaten nach 
(Rr. 5369) 34% er⸗ 


vor dem Eintritt der Geſetzeskraft des H. 1. von dem Könige oder dem Staats⸗ e Be pf srl 


r 


I 


| erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt geleiſteter Zahlung des Stempel⸗ 
Betrages anzubringen. Hinſichtlich der Stempel, welche zu Gerichtskaſſen ein⸗ 
gezogen werden, iſt die Klage gegen die betreffende Salarienkaſſen⸗Verwaltung, 


in allen uͤbrigen Faͤllen gegen die zur Verwaltung der indirekten Steuern be⸗ 
ſtimmte Provinzialbehoͤrde zu richten. : 


H. 13. 


Das Rechtsmittel der Appellation und der Nichtigkeitsbeſchwerde, be⸗ 
ziehungsweiſe der Kaſſationsrekurs, ſteht beiden Theilen auch dann zu, wenn 
der Betrag der ſtreitigen Abgabe die für jene Rechtsmittel fonft vorgeſchriebene 
Summe nicht erreicht. 5 RS 


H. 14. 


E Wenn gegen den Herangezogenen wegen Defraudation einer der im H. 11. 
gedachten Stempelabgaben ein gerichtliches Strafverfahren anhaͤngig wird und 
deerſelbe ſich darauf beruft, daß er zur Zahlung der geforderten Steuer nicht 
verpflichtet ſei, ſo hat der Strafrichter das Erkenntniß auszuſetzen und dem 
Angeſchuldigten eine, nach den Umſtaͤnden abzumeſſende, hoͤchſtens zweimonat⸗ 
liche Friſt zu beſtimmen, binnen welcher derſelbe von der im H. 11. ertheilten 
Befugniß, den Rechtsweg zu beſchreiten, Gebrauch machen und, daß dies 
geſchehen, nachweiſen muß. Halt er dieſe Friſt nicht inne, oder ſteht er aus⸗ 
druͤcklich oder ſtillſchweigend von der Klage ab, in welchem Fall deren Wieder⸗ 
aufnahme oder wiederholte Anſtellung nicht geftattet iſt, fo hat das Strafver⸗ 
fahren ſeinen Fortgang. Andernfalls iſt das im Civilprozeß ergangene End⸗ 
Urtheil für die Unterfuchung maaßgebend. 


. Vierter Abſchnitt. 
In Beziehung auf Kirchen-, Pfarr- und Schulabgaben. 
Ss e F. 15. | 


Das rechtliche Gehör ift in Beziehung auf die in Nummer 1, Der Aller-‏ ر 
hoͤchſten Order vom 19. Juni 1836, Geſetz⸗Sammlung Seite 198.) aufgefuͤhrten‏ 
Abgaben und Leiſtungen, welche fuͤr Kirchen und öffentliche Schulen oder für‏ 
eren Beamte auf Grund einer notoriſchen Orts⸗ oder Bezi ung erhoben‏ 
werden, desgleichen in Beziehung auf Forderungen öffentlicher Schul⸗ und‏ 
Erziehungsanſtalten an Schul⸗ und Penſtonsgeld fortan unbedingt geſtattet.‏ 
„In Beziehung auf ſolche Abgaben und Leiſtungen, welche auf einer allgemeinen‏ 
geſetzlichen Verbindlichkeit, bezuͤglich auf einer, von der auffichtfuͤhrenden Re⸗‏ 
S ierung in Gemaͤßheit geſetzlicher Beſtimmung angeordneten oder exekutoriſch‏ 
i erklaͤrten Umlage beruhen, findet der Rechtsweg aber nur inſoweit ſtatt, als‏ 
dies bei Öffentlichen Abgaben der Fall iſt. $ ۱‏ * 


H. 16. 


Die Beſtimmung in der Nummer 3. der Allerhöchften Order vom 19. Juni 
1836. wird aufgehoben. e 


„ انافسالا‎ unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchr 
tem Koͤniglichen "8 : 5 1 
Gegeben Berlin, den 24. Mai 1861. | 
(L. 8.) Wilhelm. . 2 ES Ss 
Fuͤrſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. o. d. Heydt. 
v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 2 


N 


it und ont, ےہ‎ 


. (Nr. 5370.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Juli 1856, betreffend die Ronvertirung der Prio⸗ 


ritaͤts⸗Obligationen I. und II. Serie der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft im Betrage von 2,400,000 Thalern. 


1 ال‎ den Bericht vom 4. Juli d. J. genehmige Ich hierdurch, daß die von 
der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der Privilegien vom 
62. Oktober 1848. (Geſetz-Sammlung für 1848. S. 315, ff.), vom 28. Juli 

1849. (Geſetz⸗Sammlung für 1849. S. 339, fi.) und vom 11. März 1850, 
(Geſetz Sammlung für 1850. S. 207. ff.) emittirten fuͤnf prozentigen Obliga⸗ 
tionen zum Betrage von 800,000 Thalern und 300,000 Thalern I. Serie und 
von 1,300,000 Thalern II. Serie nach vorgaͤngiger Kuͤndigung in vier und 
ein halbprozentige konvertirt werden, und daß zugleich die, außer den Zinſen 
der eingelöſten Obligationen zur Amortiſation der oben erwähnten Prioritaͤts⸗ 
Obligationen alljährlich zu verwendende Summe von. einem auf ein halbes 
Prozent des Kapitals ermaͤßigt werde. Die Ermäßigung des Zinsfußes iſt 
auf den Obligationen zu vermerken und dieſer Erlaß durch die Geſetz⸗Samm⸗ 
lung zu veroͤffentlichen. ۰ 
Marienbad, den 12. Juli 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
ingh. Fuͤr den Miniſter fü del, 
= 2 VV ھ۳8"‎ 
= Arbeiten: 8 
۱ v. Pommer Eſche. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 7 


` (Nr. 5374.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15, April 1861., betreffend die Aufhebung des Sta⸗ 
l tuts fuͤr die Genoſſenſchaft zur Melioration der Laͤndereien an der großen 
TER Welna zwifchen der Zrazim- und der Rogower Muͤhle in den Kreiſen 
Wongrowiec und Mogilno, vom 27. Februar 1860. 


D. der Vorſtand der Genoſſenſchaft zur Melioration der Laͤndereien an der 
großen Welna zwiſchen der Zrazim⸗ und der Rogower Mühle in den Kreiſen 
Gr. 53695372) ٠ Won⸗ 


H 
4 
| 
D 
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Mongrowiee und او‎ darauf angetragen hat, das Statut vom 27. Fe⸗ | 


bruar 1860. (Gefes- Sammlung vom Jahre 1860. S. 92 — 96.) wieder auf⸗ 
zuheben, und da auch die uͤbrigen betheiligten Grundbeſitzer auf die Bekannt⸗ 
machung dieſes Vorſtandsbeſchluſſes gegen denſelben keine Einwendungen erho⸗ 
ben haben, ſo will Ich auf Ihren Bericht vom 31. v. M. hiermit genehmigen, 
daß das bezeichnete Statut vom 27. Februar v. J. aufgehoben wird und außer 
Kraft tritt. 

Dieſe Order iſt durch die Gefeg-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 15. April 1861. 
Wilhelm. 


Gr. v. Puͤckler. v. Ber nuth. 


An den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 5372.) Privilegium wegen Ausfertigung einer zweiten Serie auf den Inhaber lau⸗ 
tender Kreis⸗Obligationen des Strasburger Kreiſes, Regierungsbezirk 
Marienwerder, im Betrage von 20,000 Thalern. Vom 15. April 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2¢. 


Nachdem von den Kreisftänden des Strasburger Kreiſes, im Regierungs⸗ 
bezirk Marienwerder, auf dem Kreistage vom 7. Februar 1860. beſchloſſen wor⸗ 


den, die zur Vollendung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erfor⸗ 


derlichen Geldmittel im Wege einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inha⸗ 
ber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 20,000 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, da ei hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung einer zweiten Serie von Obligationen zum Be⸗ 
trage von 20,000 Thalern, in Buchſtaben: zwanzig tauſend Thalern, welche in 


folgenden Apoints: 
15,000 Thaler à 100 Thaler, 
000 کو‎ 


20,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hilfe einer Kreisſteuer mit fünf 
CR Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung ſpaͤteſtens vom Jahre 1868, ab mit jaͤhrlich mindeſtens Einem und 
einem halben SE des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privi⸗ 
legium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung erthei⸗ 
len, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
ohne 
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ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
befugt iſt. : S 
` Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit⸗ 
ter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhandigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. April 1861. 


(JL. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation 
des Strasburger Kreiſes 


E SE 
(II. Emiſſion) 
WDE Thaler Preußiſch Kurant.“ 
: Auf Grund des unterm beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


7. Februar 1860. wegen Aufnahme einer ferneren Schuld von 20,000 Thalern 
bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Strasburger 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von ..... Thalern 
in Preußiſchem Kurant, welche fuͤr den Strasburger Kreis kontrahirt worden 
und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 20,000 Thalern geſchieht ſpaͤ⸗ 
teſtens vom Jahre 1868. ab aus einem mit jaͤhrlich mindeſtens Einem und einem 
halben Prozent des Anleihekapitals zu bildenden Tilgungsfonds. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate jedes Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftarfen, ſowie fämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die 

ekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 

ummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen fol, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt im Mo⸗ 
Gr. 5372) nat 


H 
d 
d: 


— 28 ١ a | 
nat Dezember jeden Jahres in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu 
Marienwerder, in dem Kreisblatte des Kreiſes, ſowie in einer zu Berlin er⸗ 
ſcheinenden Zeitung. : 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am ten und am ٤ وو‎ 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit 
jenem verzinſet. a 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Strasburg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchrei⸗ 

bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 


zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 


abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. $$. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Strasburg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch ſoll 


demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 


Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. | 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Strasburg gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndi⸗ 
gung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. f 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Strasburg, den en 18. 5 
Die ſtändiſche e des Strasburger Kreiſes für die 
hauſſeebauten. 


Pro⸗ 


Provinz Preußen, ےت‎ Marienwerder 


Zins ⸗Ku pon 


zu der 


Kreis⸗ „Obligation des Strasburger Kreiſes 
(IL. Emiſſion) 


Ii ایی‎ E s 
über ..... Thaler zu fünf و نر‎ 3000 Aber و‎ Thaler 
GE Silbergroſchen. 

Der Inhaber SS Zinskupons SC gegen deſſen Ruͤckgabe in der Zeit 
Lom bis eſüß vom ا‎ bis 
und ſpäterhin die 1 کے‎ 000 Kreis: Obligation fuͤr das لے‎ 
vom ' mit (in Buchſtabenꝰᷣv— Thaler 
ا‎ Silbergroſchen bei der Kreis: ig Ge Strasburg. 

Strasburg, den R 1 


Die ſtändiſche 001 des Sense Kreiſes für die 
Kreis⸗Chauſſeebauten. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren 


nach der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffen⸗ 
den Halbfahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Marienwerder. 


Sen 


zur 
Kreis⸗Obligation des Strasburger ۰ 


b Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe, inſofern 
SE rechtzeitig Widerſpruch erhoben it, zu der Obligation des Strasburger 
reiſes 
Finn B (II. Caio HY RE Thaler a fünf 
Prozent Zinfen 

die „te Serie Zinskupons fuͤr die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Strasburg. 

eig den 18. 


٦ 5 1, des Strasburger Kreiſes für die 
Kreis⸗ . 
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(Nr. 5875.) 


r, 5373) Allerhöchſter Erlaß vom 22. April 1861., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 


von Saleſche nach Leſchnitz im Kreiſe Groß- Strehlitz, Regierungsbezirk 
Oppeln. a 


Madden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Saleſche nach Leſchnitz im Kreiſe Groß-Strehlitz, Regierungs— 
bezirk Oppeln, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Groß-Streh⸗ 
litz das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Ma⸗ 
terialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen 
auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 
Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 5 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ` 
Berlin, den 22. April 7 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. 7۶ 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. d 


(Nr. 5374.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 22. April 1861, betreffend die Verleihung der Städte: 
Ordnung vom 30. Mai 1853. an die Stadt-Kommune Myslowitz im 
Kreiſe Beuthen, Regierungsbezirks Oppeln. 


Al den Bericht vom 17. April d. J. will Ich der Stadt-Kommune Mys⸗ 
lowitz im Kreiſe Beuthen des Regierungsbezirks Oppeln nach Ihrem Antrage 
die Staͤdte⸗Ordnung vom 30. Mai 1853. an Stelle des daſelbſt bisher beſtan⸗ 
denen, gemäß Tit. VIII. der Staͤdte⸗-Ordnung entworfenen und genehmigten 
Statuts vom 30. Maͤrz 1857, hierdurch verleihen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt in die Geſetz- Sammlung aufzunehmen. 

Berlin, den 22. April 1861. 

Wilhelm. 


SC Gr. v. Schwerin. 
An den Miniſter des Innern. 


EM‏ کی 
(Nr. 5375.) Allerhöchfter Erlaß vom 22. April 1861., betreffend die Aenderung des Bigs‏ = 
herigen Projekts zu dem Eiſenbahnanſchluſſe der Kohlenzechen „Neu—‏ ۱ 
Eſſen“ und „Carl“ an den Bahnhof Eſſen der Coͤln-Mindener Eiſenbahn.‏ 


1 Ja will auf Ihren Bericht vom 12. April d. J. zu der von dem Coͤlner 
Bergwerksverein, als Beſitzer der Kohlenzeche „Carl“ bei Eſſen, nach Maaß⸗ 
abe des Mir vorgelegten Plans beabſichtigten Aenderung des unterm 4, Fe⸗ 
See 1861. (Geſetz⸗Sammlung für 1864. S. 106.) landesherrlich genehmig⸗ 
ten Projekts eines Eiſenbahnanſchluſſes der Kohlenzechen „Neu-Eſſen“ und 
„Carl“ an den Bahnhof Eſſen der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn hiermit die (Ge 
nehmigung ertheilen, indem Ich zugleich das dem Unternehmen uͤberhaupt nach 
den Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. gewaͤhrte Expropriationsrecht auch fuͤr die in Rede ſtehende Aen⸗ 
derung bewillige. Im Uebrigen ſind auf die letztere alle Beſtimmungen Mei⸗ 
nes Erlaſſes vom 4. Februar 1861. zur Anwendung zu bringen. 

` Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu 

machen. 8 

Berlin, den 22. April 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5376.) Allerhöchfter Erlaß vom 22. April 1861., betreffend den Eiſenbahnanſchluß 
der Fr. Kruppſchen Gußſtahlfabrik zu Eſſen an die von der Zeche „Vic 
toria-Matthias“ nach dem Coͤln-Mindener Bahnhofe Berge-Borbeck fuͤh⸗ 
rende Eiſenbahn. 


x 


GEN D SN EM VE le NEG V یہید او‎ URS Alt 
یا نواٹ‎ SEVEN EE E Ta BESER 8 . 34 
0 N AN r 


ch will nach Ihrem Antrage vom 12. April d. J. zu der von dem Be⸗ = 
fiber der Fr. Kruppſchen Gußſtahlfabrik zu Eſſen, im Kreiſe Duisburg, beab⸗ = 
ſichtigten Anlage einer für den Lokomotivbetrieb einzurichtenden Eiſenbahn von ان‎ 
der gedachten Fabrik bis zu der von der Zeche „Vietoria-Matthias“ nach dem E: 
Coͤln⸗Mindener Bahnhofe Berge-Borbeck führenden Eiſenbahn hierdurch Meine S 
Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern ſowohl = 


der Anſchluß an die neue Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung 
der erſteren gegen zu vereinbarende, eventuell von Ihnen feſtzuſetzende Fracht⸗ 
oder Bahngeldſaͤtze vorbehalten bleibt. Zugleich beſtimme Ich bei Ruͤckgabe 
des Situationsplans, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmun⸗ 
gen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften über die Expropriation 
auf das Unternehmen Anwendung finden ſollen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 22. April 1861. 
| Wilhelm. 


= v. d. Heydt. 
An den Miniſter fur Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten., 


(Nr. 53755378) (Nr. 5377.) 


نر سس کس 2 | 0 

` (Nr. 5377.) Bekanntmachung des Allerhöͤchſten Erlaſſes vom 15. April 1861., betreffend 
die Genehmigung der Abänderung des Artikels 21. des Statuts der ies 
derrheiniſchen Dampfſchleppſchiffahrts⸗Geſellſchaft zu Duͤſſeldorf vom 
22. Mai 1846. Vom 27. April 1861. 


Des Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 15. April 
d. J. die in der außerordentlichen Generalverſammlung der Niederrheiniſchen 
Dampfſchleppſchiffahrts⸗Geſellſchaft zu Duͤſſeldorf laut Notariatsprotokoll vom 
17. November 1860, beſchloſſene Abaͤnderung des Artikels 21. des Geſell— 
ſchaftsſtatuts vom 22. Mai 1846. zu genehmigen geruht, was hierdurch nach 
Vorſchrift des §. 4. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. Moz 
vember 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Allerhöchfte Erlaß durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 27. April 1861. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. ٠ 


(Nr. 5378.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Mai 1861., betreffend die Einrichtung der dem 
; Hoͤrder Bergwerks- und Huͤttenverein Allerhoͤchſt konzeſſionirten Pferde 
Eiſenbahn von der Hermanshuͤtte nach dem bei Brackel und Aſſeln bele— 

d genen Steinkohlenbergwerk des Vereins zu einer Lokomotivbahn. 


C 
الم‎ Verfolg Meines Erlaſſes vom 19. Oktober 1860. (Gefeg-Sammlung für 
1860. S. 455.) genehmige Ich nach Ihrem ferneren Antrage vom 3. Mai 
d. J., daß der Hoͤrder Bergwerks- und Huͤttenverein zu Hoͤrde an der Dort⸗ 
mund⸗Soeſter Eiſenbahn die im Baue begriffene, bisher fuͤr Pferdebetrieb be⸗ 
ſtimmte Kohlenbahn von der Hermanshuͤtte bei Hoͤrde nach ſeinem bei Brackel 
und Aſſeln belegenen Steinkohlenbergwerk fuͤr den Betrieb durch Lokomotiven 
einrichte und die hierdurch bedingten Veraͤnderungen des fruͤheren Projekts nach 
Maaßgabe des von ihm en neuen Entwurfs zur Ausführung bringe. 
Im Uebrigen behalt es bei Meinem obigen Erlaſſe das Bewenden. 

o Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung bekannt zu 
machen. 

Berlin, den 13. Mai 1861. 

Wilhelm.‏ | اک 
v. d. Heydt.‏ 

An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats < Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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